Deutscher Bundestag Drucksache 7/ 3052 

7. Wahlperiode 

02.01.75 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 

Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

zu der Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 

über die multinationalen Unternehmen und die Gemeinschaftsvorschriften 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommisison der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat (KOM(73) 1930), 

vom Rat konsultiert (Dok. 261/73), 

in Bekräftigung seiner Entschließung über die gemeinschaft- 
liche Industriepolitik (Dok. 277/73), die Kontrolle von Unterneh- 
menszusammenschlüssen (Dok. 362/73) und den Zweiten Bericht 
der Kommission über die Wettbewerbspolitik (Dok. 264/73), 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung und der Stellungnahme des Ausschusses für soziale 
Angelegenheiten und Arbeitsfragen und des Ausschusses für 
Entwicklung und Zusammenarbeit (Dok. 292/74), 

unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die Lebensfähig- 
keit von Unternehmen aller Größenordnungen innerhalb der 
Gemeinschaft zu fördern, 

1. weist darauf hin, daß die Entwicklung der multinationalen 
Unternehmen in den letzten Jahrzehnten ein außerordent- 
liches Ausmaß angenommen hat; 

2. stellt fest: 

— daß sich diese Entwicklung auf die Produktivität, den 
technischen Fortschritt und die Verwaltungsmethoden 
vorteilhaft ausgewirkt hat; 

— daß die Dimensionen, die Liquiditätsmasse und die Zen- 
tralisierung der Entscheidungen der multinationalen 
Unternehmen jedoch Probleme und Gefahren heraufbe- 
schworen haben, für deren Lösung es an gesetzlichen 
Regelungen von internationaler Geltung mangelt, insbe- 
sondere in bezug auf Beschäftigung, Wettbewerb, 
Steuerpflicht, internationale Währungsbeziehungen und 
die Sicherheit der Versorgung mit bestimmten Rohstof- 
fen; 

3. betont, daß diese Besorgnisse seit vielen Jahren Gegen- 
stand von Studien zahlreicher Sachverständigenausschüsse 
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gewesen sind, die von den Vereinten Nationen, der OECD, 
dem IAA, der NATO und dem amerikanischen Kongreß 
eingesetzt wurden; 

4. begrüßt es, daß die Kommission die Initiative ergriffen hat 
und versucht, mit Hilfe angemessener Rechtsinstrumente 
eine Entwicklung zu unterbinden, die den Zielen der Ver- 
träge zuwiderläuft; 

5. billigt im großen und ganzen die von der Kommission in 
Betracht gezogenen Aktionen, die ihr zufolge keinerlei 
Diskriminierung bewirken, da sie auf Situationen abzielen, 
die genau so gut in nationalen Unternehmen oder sogar 
bei Einzelpersonen eintreten können, und in Anbetracht 
der Zahl und der Vielschichtigkeit der Probleme, für die 
noch keine angemessene Lösung gefunden wurde, als ein 
Ausgangspunkt zu betrachten sind; 

6. bedauert, daß der Rat noch nicht über die beiden Richt- 
linienvorschläge entschieden hat, durch die die steuerlichen 
Hemmnisse gegen Zusammenschlüsse von Gesellschaften 
über die Grenzen hinweg beseitigt werden sollen und die 
ihm von der Kommission vor mehr als fünf Jahren über- 
mittelt worden sind; 

7. hält es für erforderlich, daß bei den Arbeiten bezüglich der 
Steuerplanung zur Einsparung von Steuern nicht nur die 
internen Verrechnungspreise und Lizenzgebühren berück- 
sichtigt werden, sondern auch die Beteiligung an den For- 
schungsarbeiten der Muttergesellschaft, die ihr gezahlten 
Zinsen, wenn die Darlehen der Tochtergesellschaft nicht 
direkt zugute gekommen sind sowie der für „Management- 
Dienste" gezahlte Preis, um, gemäß den allgemein gelten- 
den Praktiken, die Interessen des Aufnahmelandes zu ge- 
währleisten; 

8. wünscht ferner, daß der Rat über den von der Kommission 
übermittelten Bericht bezüglich der Holdinggesellschaften 
berät und dazu Stellung nimmt; 

9. billigt die Bemühungen der Kommission, zu einer besseren 
Kenntnis der Währungs-, Kapital- und Liquiditätsströme 
zu gelangen, die mit grenzüberschreitenden Operationen 
der Gesellschaften verbunden sind, und im Rahmen der 
Arbeiten zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion nach einer Lösung des Problems der störenden 
Geld- und Kapitalbewegungen zu suchen; 

10. nimmt mit Genugtuung all die Maßnahmen zur Kenntnis, 
die zum Schutz der Arbeitnehmer vor Massenentlassungen 
und den Auswirkungen der Fusionen, Zusammenschlüsse, 


yZugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 20. Dezember 1974 
- 00 18 70 32. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSSChG 7/3052 


Umstrukturierungen, Aufkäufe von Unternehmen oder Be- 
schlüsse zur Unterlassung von Ersatzinvestitionen vorge- 
sehen sind; 

11. teilt den Wunsch der Kommission, die Bildung eines ge- 
werkschaftlichen Gegengewichts zu fördern, das zur Lösung 
vieler Beschäftigungsprobleme bedeutend beitragen würde, 
und ersucht die Kommission, einen Vorschlag für ein euro- 
päisches Tarifvertragsrecht auszuarbeiten; 

12. mißt der Überwachung von Oligopolstellungen nach Arti- 
kel 85 und 86 sowie der Bekämpfung von Handelsbeschrän- 
kungen große Bedeutung bei: Ausfuhrverbote, Vereinba- 
rungen über die Aufteilung und Zuteilung der Märkte, über 
Kaufabschlüsse mit Auflagen hinsichtlich der Produktions- 
faktoren einschließlich Rohstoffe und Produktionsteile, in 
den Verträgen über die Vermittlung von Techniken aus- 
drücklich vorgesehene restriktive Elemente, willkürliche 
Festsetzung des Verrechnungspreises zwischen der Mutter- 
gesellschaft und den Tochtergesellschaften, Monopolprak- 
tiken; 

13. wünscht eine zunehmende und detaillierte Anwendung der 
Informationsverfahren, die zwischen den Antitrustbehörden 
der Europäischen Gemeinschaft und den entsprechenden 
Organen in den anderen Ländern der OECD-Zone bestehen; 

14. befürwortet den Gedanken einer Politik der Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern dergestalt, daß die den 
Prioritäten der Aufnahmeländer am besten entsprechenden 
Privatinvestitionen gefördert und die Aufnahmebedingun- 
gen dieser Investitionen sowie gegebenenfalls die Modali- 
täten beim Eigentumswechsel von Industrieanlagen lang- 
fristig geregelt werden; 

verweist in diesem Zusammenhang nachdrücklich auf die 
Notwendigkeit eines Austauschs von Informationen auf 
rechtlicher Grundlage zwischen der Gemeinschaft und den 
Entwicklungsländern, insbesondere denjenigen, die durch 
besondere Abkommen mit der Gemeinschaft verbunden 
sind, über die Tätigkeit der multinationalen Unternehmen; 
ist der Ansicht, daß die Gemeinschaft darauf achten sollte, 
daß ihre Politik auf dem Gebiet der multinationalen Unter- 
nehmen wie auf anderen Gebieten mit ihrer allgemeinen 
Politik in bezug auf die Entwicklungsländer vereinbar ist; 

15. ist der Ansicht, daß die Verbesserung der Information über 
die Operationen der multinationalen Unternehmen ein 
wesentliches Ziel darstellt; 

16. ist der Ansicht, daß die Sammlung immer präziserer quan- 
titativer und qualitativer Angaben über die multinationa- 
len Unternehmen von einer bestimmten Größe und deren 
regelmäßige Veröffentlichung ein besonders wirksames In- 


3 



Drucksache 7/3052 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


strument darstellen würde, um deren Tätigkeit künftig 
transparenter zu machen; 

17. wünscht, daß die Kommission den spezifischen Inhalt der 
Jahresrechnungen regelt, über deren einheitliche Zusam- 
mensetzung wacht und den Gedanken aufgreift, allen Unter- 
nehmen oder Gesellschaften von einer bestimmten Größe, 
unabhängig von ihrer Satzung, die Verpflichtung aufzuer- 
legen, ihre jährliche Buchführung zu veröffentlichen, wie 
es der geänderte Vorschlag für eine 4. Richtlinie über die 
Jahresrechnungen der Kapitalgesellschaften vorsieht; 

18. wünscht auf Grund des weltweiten Ausmaßes der durch die 
multinationalen Gesellschaften aufgeworfenen Probleme, 
daß die Kommission und der Rat die oben aufgeführten 
Bestimmungen in das Gemeinschaftsrecht übernehmen und 
die Initiative zur Aufnahme von Verhandlungen mit den 
Regierungen und den verschiedenen internationalen Orga- 
nisationen im Hinblick auf die generelle Anwendung dieser 
Bestimmungen ergreifen; Ziel dabei sollte sein, analog zum 
GATT zu einem allgemeinen Abkommen über die Besteue- 
rung und die Investitionen sowie zur Gründung eines inter- 
nationalen Organs mit der Aufgabe der Durchführung des 
Abkommens und mit der Befugnis zur Durchführung von 
Erhebungen und zur Abgabe von Empfehlungen zu gelan- 
gen; 

19. gibt seiner Überzeugung Ausdruck, daß man lange gezögert 
hat, bevor man sich mit den durch das Wachstum und die 
geographische Ausweitung der multinationalen Unterneh- 
men aufgeworfenen Problemen befaßte, und daß diese beim 
Internationalisierungsprozeß einen großen Vorsprung vor 
den Behörden und den Gewerkschaften gewonnen haben; 

20. billigt daher im großen und ganzen den Entwurf für eine 
Entschließung des Rates, die der Kommission das Mandat 
erteilt, um das sie ersucht, um ihre Arbeiten auf allen von 
ihr definierten Sektoren zu beschleunigen; 

21. beauftragt den Ausschuß für Wirtschaft und Währung, die 
Entwicklung der Lage auf diesem Sektor zu verfolgen und 
ihm zu gegebener Zeit erneut Bericht zu erstatten; 

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem 
Rat und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sowie den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten zu übermitteln. 
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